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Beschlussvorlage 
 
 

Betreff: 

Umgang mit Einnahmeausfällen durch die Corona-bedingte Betriebsschließung von 
Schulen 

 
 

Beratungsfolge: 
 

Gremium: am: Behandlung: 

Ausschuss für Bildung, Kultur, Sport und Tourismus 30.03.2021 öffentlich 

 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Der Ausschuss für Bildung, Kultur, Sport und Tourismus beschließt den Verzicht auf die Forde-
rung der Elternbeiträge für die Kernzeitbetreuung an den Mosbacher Grundschulen für die Mo-
nate Januar bis März 2021 in Höhe von rd. 27.000 €.   
 
 
 
Sachverhalt: 
 

Mit Wirkung vom 16.12.2020 wurde den Schulen in Baden-Württemberg nach der Verordnung 
der Landesregierung über infektionsschützende Maßnahmen gegen die Ausbreitung des Virus 
SARS-Cov-2 (CoronaVO) aufgrund der Entwicklung des Pandemiegeschehens der Betrieb un-
tersagt und lediglich eine Notbetreuung zugelassen. Vom 22.02. bis 12.03.2021 fand an den 
Grundschulen als erster vorsichtiger Öffnungsschritt Wechselunterricht mit Notbetreuung statt, 
seit dem 15. März 2021 haben die Grundschulen unter strengen Vorgaben des Infektionsschut-
zes nun den Regelbetrieb mit ergänzenden kommunalen Betreuungsangeboten wieder aufge-
nommen. 
 
Nach Signalen des Landes bezüglich einer finanziellen Beteiligung an den Ausfallkosten der 
Kommunen ist die Stadt Mosbach der Empfehlung der kommunalen Spitzenverbände gefolgt 
und hat den Einzug der Elternbeiträge für die Kernzeitbetreuung von Februar und März ausge-
setzt. Die Beiträge für den Monat Januar wurden noch regulär erhoben.  
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Mit einem Hilfsnetz für Familien hatte sich das Land bereits im Frühjahr 2020 an den Kosten 
beteiligt, wenn Kommunen während des Lockdowns auf Elternbeiträge verzichtet haben. 
 
Nach dem am 10.03.2021 erfolgten Kabinettsbeschluss erstattet das Land den Kommunen für 
den Zeitraum vom 11.01. bis 21.02.2021 den entsprechenden Einnahmeausfall nach Verzicht 
auf die Erhebung im Umfang von 80 % als Pauschalzahlung (insgesamt 7,6 Mio. €), wobei Ein-
nahmen durch die Notbetreuung in Höhe von 40 % zugrunde gelegt werden. 
 
Durch die Aussetzung der Elternbeiträge resultieren der Stadt bei der Kernzeitbetreuung in den 
Mosbacher Grundschulen Einnahmeverluste in Höhe von ca. 9.000 € monatlich, welche sich 
durch die Erhebung eines anteiligen Elternbeitrags für die Nutzer der erweiterten Notbetreuung 
vom 11.01. bis 12.03. sowie der Kernzeitbetreuung während des Regelbetriebs unter Pande-
miebedingungen vom 15. bis 31. März noch reduzieren werden. 
 
Damit die Familien nicht für Betreuungsangebote zahlen müssen, die sie aufgrund der Schul-
schließungen nicht in Anspruch nehmen konnten, erscheint es angebracht, der vorläufigen 
Aussetzung des Beitragseinzugs für Februar und März 2021 sowie des bereits erhobenen Bei-
trags für Januar einen Verzicht auf diese Forderungen für die Kernzeitbetreuung folgen zu las-
sen.  
 
Wenn nach den Osterferien, beginnend ab 01.04.2021, der Regelbetrieb an den Grundschulen 
fortgesetzt wird, werden ab April 2021 wieder die regulären Elternbeiträge für die Kernzeitbe-
treuung erhoben.   
 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 

Der Einnahmeausfall pro Monat beläuft sich auf rd. 9.000 € bei Abzug der noch zu berechnen-
den Einnahmen für die Notbetreuung. 
 
Die tatsächliche Landeszuweisung für den Einnahmeausfall kann erst nach Vorliegen der Mit-
telverteilung benannt werden.    
 
 
 
Anlagen: 
 

Keine.  
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